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Auf EU-Ebene wurde das Strafprozessrecht im Juni in etlichen Punkten geändert. Die Opfer von
Verbrechen hatte man dabei besonders im Auge. Aber auch für Beschuldigte gibt es Änderungen.

STEPHAN KLIEMSTEIN

Rund 30 Millionen Straftaten wer-
den der Polizei jedes Jahr in der EU
gemeldet. Mit der „Richtlinie Opfer-
schutz“ sollen die europäischen
Mindeststandards vereinheitlicht
werden. In Österreich wird die
Richtlinie durch das Strafprozess-
rechtsänderungsgesetz 2016 umge-
setzt. Die wichtigsten Änderungen
im Überblick:

1. Wie werden die Rechte
der Opfer gestärkt?

Eine Neuerung betrifft die Überset-
zungshilfe durch Dolmetscher.
Künftig sind Aktenstücke, die we-
sentlich sind, auf Antrag eines Op-
fers in dessen Sprache zu überset-
zen. Dazu zählen jedenfalls die An-
zeigenbestätigung, die Verständi-
gung von der Einstellung des Er-
mittlungsverfahrens samt Begrün-
dung sowie eine Ausfertigung des
Urteils oder der Strafverfügung.

Weiters ist in der Strafprozess-
ordnung nunmehr verankert, dass
die Schutzbedürftigkeit eines Op-
fers im Strafverfahren ehestmög-
lich festgestellt werden muss. Als
besonders schutzbedürftig gelten
demnach Minderjährige, Opfer von
sexuellen Übergriffen oder häusli-
cher Gewalt. Ihnen stehen zusätz-
lich zu den allgemeinen Opferrech-
ten besondere Privilegien zu: Unter
anderem können sie verlangen, von
einer Person des gleichen Ge-
schlechts vernommen zu werden
und sie haben einen Anspruch da-
rauf, dass die Öffentlichkeit in der

Hauptverhandlung ausgeschlossen
wird. Minderjährige Opfer (bis zum
vollendeten 14. Lebensjahr) und
mündige Minderjährige (zwischen
14 und 18 Jahren) sind besonders
schonend zu vernehmen. Handelt
es sich um ein Sexualdelikt, ist dies
verpflichtend.

Kann dem minderjährigen Opfer
im Strafverfahren kein gesetzlicher
Vertreter beistehen oder befindet
sich das Elternteil in einem Interes-
senkonflikt, weil es selbst in die
Straftat involviert ist, so ist beim
Pflegschaftsgericht die Bestellung
eines Kurators anzuregen.

Vereinfacht wurde die Möglich-
keit, für Minderjährige, einen Fort-
setzungsantrag im Ermittlungsver-
fahren zu stellen: Wird das Strafver-
fahren gegen einen Verdächtigen
eingestellt, können Opfer unter be-
stimmten Voraussetzungen einen
Antrag auf Fortführung des Ermitt-
lungsverfahrens stellen. Entschei-
det das Gericht gegen diesen An-
trag, muss der Antragsteller 90 Euro
bezahlen.

Nach der neuen Gesetzesrege-
lung ist jetzt vorgesehen, dass im
Falle der Zurück- oder Abweisung
des Fortführungsantrags eines min-
derjährigen Opfers kein Pauschal-
kostenbeitrag auferlegt werden
darf. Es bedarf daher auch keiner
vorherigen pflegschaftsgerichtli-
chen Genehmigung, was die Durch-
setzung der Rechte von minderjäh-
rigen Opfern beschleunigt.

Ein Ziel der neuen Bestimmun-
gen ist es, dass Beschuldigte in Fäl-
len von sexuellem Missbrauch

Opfer von Verbrechen wurden
in ihren Rechten gestärkt

nicht mehr in den Besitz von Videos
mit den Aussagen ihrer Opfer gelan-
gen sollen. Derartige Ton- oder Bild-
aufnahmen sind künftig nicht mehr
an den Verteidiger oder den Be-
schuldigten auszufolgen. Stattdes-
sen sind die Aussagen umgehend in
Schriftform zu bringen und als Pro-
tokoll zum Akt zu nehmen. Damit
sind auch die Rechte des Beschul-
digten gewahrt.

Wird der Täter aus der Haft ent-
lassen oder ist der Verdächtige aus
der Untersuchungshaft geflohen,
sind besonders schutzwürdige Op-
fer unverzüglich von Amts wegen
zu verständigen. Darüber hinaus
steht allen Opfern künftig das Recht
zu, vom ersten unbewachten Ver-
lassen der Haftanstalt, von einer
Entlassung oder einer Flucht des
Strafgefangenen unverzüglich ver-
ständigt zu werden. Eine solche
Verständigung setzt jedoch einen
Antrag voraus, worüber das Opfer
informiert werden muss.

2. Wie werden die Rechte
der Beschuldigten gestärkt?

Durch das Strafprozessrechtsände-
rungsgesetz 2016 werden aber nicht
nur die Rechte der Opfer gestärkt,
sondern auch die Beschuldigten-
rechte weiter ausgebaut: Der Kon-
takt und die Kommunikation zwi-
schen dem Verdächtigen und sei-
nem Verteidiger darf vor der Einlie-
ferung in die Justizanstalt künftig
nur noch in einem Fall beschränkt
werden: wenn durch besondere
Umstände eine sofortige Verneh-
mung oder andere Ermittlungen

unbedingt notwendig erschei-
nen, um erhebliche Beeinträchti-
gungen des Ermittlungsverfah-
rens oder von Beweismitteln zu
vermeiden.

In diesem Fall kann der Kon-
takt auf die Erteilung der Voll-
macht und eine allgemeine
Rechtsauskunft beschränkt wer-
den, wobei dem Beschuldigten
sogleich oder innerhalb von 24
Stunden eine schriftliche Be-
gründung für diese Maßnahme
zuzustellen ist. Ansonsten kann
sich der Beschuldigte mit seinem
Verteidiger frei verständigen, oh-
ne überwacht zu werden.

Auch das Fragerecht des Ver-
teidigers wird erweitert: Im Rah-
men der Vernehmung kann der
Rechtsbeistand ergänzende Fra-
gen an den Beschuldigten rich-
ten und zwar nicht erst am Ende
der Befragung, sondern auch
zwischendurch, nämlich im An-
schluss an thematisch zusam-
menhängende Abschnitte. An-
ders als bisher muss künftig mit
der Vernehmung des Beschuldig-
ten bis zum Eintreffen des Vertei-
digers zugewartet werden, es sei
denn, dass dadurch eine unange-
messene Verlängerung der An-
haltung verbunden wäre.
Die Novelle ist überwiegend mit
dem 1. Juni 2016 in Kraft getre-
ten. Weitere Teile davon treten
im Laufe dieses Jahres in Kraft.

StephanKliemstein ist Rechts-
anwalt in Salzburg (Zumtobel
Kronberger Rechtsanwälte).

Pferdehalter haften für Schäden durch ausbrechende Pferde

Der Oberste Gerichtshof (OGH) hat jüngst
ein wichtiges Urteil für Pferdebesitzer ge-
fällt, demgemäß sie sehr umfangreich haf-
ten. Der Anlassfall: Die Beklagte hielt sich
mit ihrem Pferd, das bisher auch bei Trubel
ruhig und unproblematisch gewesen war,
auf einer Wiese auf. Plötzlich schreckte es

auf, riss sich von der Pferdehalterin los und
rannte Richtung Straße. Dort stieß das Tier mit
einem Mopedfahrer zusammen, der sich dabei
verletzte. Die Höchstrichter betonten unter an-
derem: Pferde könnten aufgrund ihres unbere-
chenbaren Verhaltens als Fluchttiere nicht als
ungefährliche Haustiere angesehen werden.

Daran ändere auch nichts, dass das gegen-
ständliche Pferd bis zum Unfall keine Untu-
genden gezeigt und sich bei Trubel ruhig ver-
halten habe. Die Beklagte habe daher das Pferd
nicht ausreichend verwahrt. Dazu wäre eine
ausreichende Umzäunung der Wiese erforder-
lich gewesen. BILD: SN/FOTOLIA

Schlagwort

Mussman imUrlaub für
denCheferreichbarsein?

Zweck des Urlaubs ist laut einschlä-
giger Judikatur der Arbeitsgerichte
die Erholung, die freie Entfaltung
der Persönlichkeit, die Weiterbil-
dung sowie die Lebensbereiche-
rung („Freizeitwert“) für die Arbeit-
nehmer. Eine Pflicht zur Erreich-
barkeit während des Urlaubs (zum
Beispiel Rufbereitschaft) ist mit
dem Urlaubszweck absolut unver-
einbar.

Das bedeutet zweierlei: Der Ar-
beitnehmer kann im Urlaub das
(private oder dienstliche) Smart-
phone, den Firmenlaptop & Co. ge-
trost abgeschaltet lassen. Er ist
auch nicht verpflichtet, dienstliche
E-Mails zu checken. Auf dienstliche
Anfragen und Rückrufersuchen
muss er grundsätzlich nicht reagie-
ren. Arbeitnehmer müssen also
während des Urlaubs nicht für den
Chef erreichbar sein.

Entfaltet der Arbeitnehmer wäh-
rend seines Urlaubs mit Billigung
seines Arbeitgebers dienstliche
Tätigkeiten, die über bloße Mini-
malkontakte (kurze informative
Auskunft per Telefon) hinausge-
hen, stellt dies die Wirksamkeit des
Urlaubs infrage. Der Arbeitgeber
riskiert, dass zumindest ein Teil des
vereinbarten Urlaubszeitraums
nicht als Urlaubskonsum gewertet
wird und daher nicht vom Urlaubs-
konto abgebucht werden darf.

Birgit Kronberger ist Arbeitsrechts-
expertin (ViennaCityTax).

Recht

am Arbeitsplatz

Wozu Bestatter
standesrechtlich
verpflichtet sind

Weil ein österreichisches Bestat-
tungsunternehmen keinen „Stan-
dardsarg“ im Lager hatte und er
auch über keine Unterlagen oder
Muster verfügte, wurde der Ge-
schäftsführer zu einer Geldstrafe
(200 Euro) verurteilt. Dagegen setz-
te sich der Beschuldigte erfolgreich
zur Wehr. Der Verwaltungsgerichts-
hof hob das Erkenntnis ersatzlos
mit folgender Begründung auf:
Zwar sind Bestatter nach den Stan-
desregeln grundsätzlich verpflich-
tet, bestimmte Gegenstände bereit-
zuhalten, die zur Berufsausübung
notwendig sind – darunter ein Be-
stattungsfahrzeug, Schutzkleidung
und diverse Hilfsmittel. Auch Räu-
me für Gespräche mit Hinterblie-
benen sowie geeignete Räumlich-
keiten zur Präsentation von Särgen,
Urnen usw. sind zwingend vorge-
schrieben.

Aber vom Bestatter wird nur ver-
langt, dass er über eine Räumlich-
keit verfügt, die unter anderem zur
Präsentation von Särgen geeignet
ist. Eine Verpflichtung zur Präsen-
tation oder Bereithaltung eines Sar-
ges in diesen Räumen besteht nicht.
Nach den Standesregeln sind Be-
statter zur Herstellung, Beistellung,
Lieferung und zum Verkauf von
Särgen, Urnen, Sargausstattung
und Trauerdekoration zwar berech-
tigt, nicht jedoch verpflichtet. klie

Birgit
Kronberger


